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EuGH-Urteil: Verhältnismäßigkeit der Haftung bei Pflichtverletzungen und bei Insolvenzmeldung

In einem aktuellen Urteil hat sich der Europäische Gerichtshof (EuGH) mit der Frage befasst, unter 
welchen Bedingungen Mitglieder satzungsmäßiger Organe in den Niederlanden für ausstehende 
Mehrwertsteuer haftbar gemacht werden können. Geprüft wurde, ob die niederländischen Regelun-
gen mit der Mehrwertsteuersystem-Richtlinie sowie dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in 
Einklang stehen.
Nach den geltenden Regeln können Organmitglieder eines Unternehmens haften, wenn sie eine 
Insolvenzanmeldung unterlassen oder durch ihr Fehlverhalten zur Entstehung von Steuerrückstän-
den beigetragen haben. Die zentrale Frage im Besprechungsfall war, ob diese Haftung verhältnismä-
ßig ist und ob der Geschäftsführer nachweisen kann, dass ihm die Verletzung der Meldepflicht nicht 
zuzuschreiben ist.
Nach niederländischem Recht haften Mitglieder des satzungsmäßigen Organs für Steuerschulden, 
wenn sie die Insolvenz des Unternehmens nicht melden oder durch Misswirtschaft Steuerrückstän-
de verursacht haben. Eine Haftung setzt jedoch voraus, dass das Organmitglied nachweislich seine 
Pflichten verletzt hat. Eine Haftungsbefreiung tritt ein, wenn das Mitglied darlegen kann, dass das 
Versäumnis durch höhere Gewalt oder die fehlerhafte Beratung eines Experten, etwa eines Steuer-
beraters, verursacht wurde.
Der EuGH hat nun bestätigt, dass die Haftung von Organmitgliedern für rückständige Mehrwert-
steuer zulässig ist, sofern sie verhältnismäßig ist. Dies bedeutet, dass die Haftung nur dann greift, 
wenn das Verhalten des Geschäftsführers oder Organmitglieds zu den Steuerrückständen geführt 
hat - und der Geschäftsführer die Möglichkeit hat, sich zu verteidigen, indem er nachweist, dass ihm 
die Meldepflichtverletzung nicht anzulasten ist.
Zudem stellte der EuGH klar, dass die Haftung auf den Zeitraum begrenzt ist, in dem das Organmit-
glied für das Unternehmen tätig war und die Meldepflicht verletzt hat. Nach Ausscheiden aus dem 
Organmitgliedschaftsverhältnis entfällt die Haftung für nachfolgende Steuerrückstände.

Hinweis: Auch nach deutschem Recht haften Geschäftsführer bei grob fahrlässiger oder vorsätzli-
cher Pflichtverletzung, insbesondere wenn Steuerforderungen nicht rechtzeitig festgesetzt oder 
beglichen werden.
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Schlappe für McDonalds: Steuer auf Einwegverpackungen ist verfassungsgemäß

Die Stadt Tübingen erhebt seit 2022 eine Verbrauchssteuer auf nicht wiederverwendbare Verpa-
ckungen sowie nicht wiederverwendbares Geschirr und Besteck. Diese gilt, wenn Speisen und 
Getränke damit für den unmittelbaren Verzehr an Ort und Stelle oder als mitnehmbares 
Take-away-Gericht oder -Getränk verkauft werden. Entrichten muss die Steuer der Endverkäufer, 
also beispielsweise der Betreiber eines Fast-Food-Restaurants.
Die Betreiberin einer McDonalds-Filiale im Stadtgebiet ging gegen diese Steuer gerichtlich vor, ihre 
Verfassungsbeschwerde wurde vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG) nun aber als unbegründet 
zurückgewiesen. In erster Instanz hatte die Betreiberin mit ihrem Normenkontrollantrag noch Erfolg 
gehabt: Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg hatte die städtische Steuersatzung als 
unwirksam eingestuft, da die "Örtlichkeit des Verbrauchs" beim Take-away nicht gegeben sei. Das 
Bundesverwaltungsgericht hatte jedoch widersprochen und der Stadt recht gegeben.
Der finale Versuch der Betreiberin, die Steuer mit einer Verfassungsbeschwerde doch noch zu Fall 
zu bringen, scheiterte nun vor dem BVerfG. Die Karlsruher Richter entschieden, dass der mit der 
Steuererhebung einhergehende Eingriff in die geschützte Berufsfreiheit der Endverkäufer verfas-
sungsgemäß ist. Die Berufsfreiheit wird nicht unzumutbar beeinträchtigt - insbesondere erzwingt 
die Steuer keine Geschäftsaufgaben. Es handelt sich zudem um eine "örtliche" Verbrauchssteuer. 
Die verkauften Speisen und Getränke werden auch bei Take-away-Gerichten in der Regel innerhalb 
der Gemeindegrenzen verzehrt, die notwendige "Örtlichkeit" ist damit gewahrt.

Hinweis: Nachdem die Tübinger Verpackungsteuer nun verfassungsrechtlich abgesegnet wurde, 
bleibt es wohl nur eine Frage der Zeit, bis viele andere Städte und Gemeinden nachziehen und 
entsprechende Steuersatzungen einführen werden.
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Firmenwagen: Auch fehlerhafte Fahrtenbücher können Privatnutzung entkräften

Unternehmer streiten mit ihren Finanzämtern regelmäßig um die Frage, ob Firmenwagen von ihnen
auch privat genutzt worden sind, so dass eine Entnahme nach der 1-%-Regelung angesetzt werden 
muss.
Wie eine Privatnutzung entkräftet werden kann, zeigt ein neuer Fall des Bundesfinanzhofs (BFH), in 
dem ein selbständiger Prüfsachverständiger einen BMW 740d (Grundpreis: 89.563 EUR) und einen 
Lamborghini Aventador (Grundpreis: 279.831 EUR) in seinem Betrieb genutzt hatte. Die hierfür 
geführten handschriftlichen Fahrtenbücher hatte das Finanzamt (FA) mangels Lesbarkeit nicht aner-
kannt. Im Privatvermögen des Unternehmers hatten sich zudem ein Ferrari 360 Modena Spider und 
ein Jeep Commander befunden.
Nach einer Betriebsprüfung ging das FA davon aus, dass der betriebliche BMW und der betriebliche 
Lamborghini auch privat genutzt worden waren, so dass eine 1-%ige Nutzungsentnahme anzuset-
zen war. Das Finanzgericht München (FG) war dieser Einschätzung gefolgt und hatte erklärt, dass 
der Anscheinsbeweis für eine Privatnutzung nicht habe entkräftet werden können.
Zur Begründung hatte das FG darauf verwiesen, dass die Fahrtenbücher nicht ordnungsgemäß 
gewesen seien (und somit keine ausschließliche betriebliche Nutzung nachgewiesen werden könne). 
Zudem seien die Fahrzeuge im Privatvermögen nach Gerichtsmeinung unter Prestigegesichtspunk-
ten nicht mit den betrieblichen Fahrzeugen vergleichbar, so dass die Privatnutzung nicht auf die 
ersten Fahrzeuge "abgeleitet" werden könne.
Der BFH kassierte das finanzgerichtliche Urteil nun und verwies die Sache zurück an das FG. Die 
Bundesrichter erklärten, dass Unternehmer den Anscheinsbeweis für eine Privatnutzung entkräften 
könnten, wenn sie einen anderen plausiblen Geschehensablauf glaubhaft machen könnten.
Zugunsten eines Unternehmers wirke sich aus, wenn ihm für Privatfahrten ein anderes Fahrzeug zur 
Verfügung stehe, das mit dem betrieblichen Fahrzeug in Status und Gebrauchswert vergleichbar sei. 
Je gleichwertiger die Fahrzeuge, umso schneller sei der Anscheinsbeweis für die Privatnutzung der 
betrieblichen Fahrzeuge entkräftet. Es müsse zudem nicht zwingend ein ordnungsgemäßes Fahrten-
buch vorgelegt werden, denn auch andere Aufzeichnungen zur Fahrzeugnutzung müssten bei der 
Prüfung der Privatnutzung gewürdigt werden.

Hinweis: In einem zweiten Rechtsgang muss das FG nun prüfen, ob der Anscheinsbeweis für eine 
private Nutzung unter den gelockerten Grundsätzen des BFH widerlegt ist. Hierbei muss es sich mit 
der Frage befassen, inwieweit die privaten und betrieblichen Fahrzeuge miteinander vergleichbar 
sind. Maßgeblich sind hierbei Vergleichskriterien wie Motorleistung, Hubraum, Höchstgeschwindig-
keit, Ausstattung, Fahrleistung und Prestige.
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Grundstücksunternehmen: Erweiterte Gewerbesteuerkürzung kann nicht zeitanteilig gewährt 
werden

Reinen Grundstücksunternehmen, die ausschließlich eigenen Grundbesitz verwalten und nutzen, 
steht eine sogenannte erweiterte Gewerbesteuerkürzung zu, das heißt, sie können ihren für die 
Gewerbesteuer maßgeblichen Gewerbeertrag um den Teil kürzen, der auf die Verwaltung und Nut-
zung des eigenen Grundbesitzes entfällt, so dass eine Doppelbesteuerung mit Grund- und Gewer-
besteuer in vollem Umfang vermieden wird.
Nach einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) entfällt der Anspruch auf eine erweiterte 
Gewerbesteuerkürzung für das komplette Jahr, wenn das letzte oder einzige Grundstück eines 
Grundstücksunternehmens kurz vor Jahresende verkauft wird.
Im zugrunde liegenden Fall hatte eine grundbesitzende GmbH ihre einzige Immobilie ab "Beginn des 
31.12.2016" veräußert, woraufhin das Finanzamt (FA) die erweiterte Kürzung für das Jahr 2016 
komplett verwehrte.
Der BFH folge der Auffassung des FA und entschied, dass die gesetzlich für die erweiterte Kürzung 
geforderte "ausschließliche Grundstücksverwaltung" auch in zeitlicher Hinsicht gilt. Das Unterneh-
men muss während des gesamten Erhebungszeitraums einer begünstigten Tätigkeit nachgehen, die 
erweiterte Kürzung kann daher nicht zeitanteilig bis zum Grundstücksverkauf gewährt werden. 
Lediglich bei Veräußerungen zum 31.12. um 23:59 Uhr lässt die höchstrichterliche Rechtsprechung 
eine "technisch bedingte" Ausnahme zu - in diesen Fällen kann die erweiterte Kürzung für das 
zurückliegende Jahr also noch gewährt werden.
Vorliegend war der Verkauf aber bereits zu "Beginn des 31.12.20216" abgewickelt worden. Da die 
GmbH als juristische Person über diesen Zeitpunkt hinaus fortbestand, war sie 2016 an einem Tag 
nicht mehr grundbesitzverwaltend tätig.

Hinweis: Der Entscheidungsfall zeigt, dass unterjährige Verkäufe von Immobilien für Grund-
stücksunternehmen erhebliche gewerbesteuerliche Folgen haben können. Sofern ein Verkauf nicht 
aus Sach- oder Rechtszwängen unbedingt zu einem bestimmten Stichtag erfolgen muss, sollte aus 
steuerlicher Sicht erwogen werden, den Verkauf erst zum 31.12. um 23:59 Uhr oder zum 01.01. 
abzuwickeln.
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Vollbeendete Personengesellschaft: Gewinnfeststellungsbescheid bleibt trotz Nennung der 
Gesellschaft wirksam

Wer will was von wem? All diese Informationen müssen aus Steuerbescheiden eindeutig hervorge-
hen, ansonsten sind sie inhaltlich nicht hinreichend bestimmt und damit nichtig. Zentraler Bestand-
teil jedes Steuerbescheids ist daher die Angabe des Inhaltsadressanten, also desjenigen, dem gegen-
über der Steuerbescheid gelten soll.
Nach einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs dürfen Gewinnfeststellungsbescheide im Adress-
feld aber durchaus noch auf eine nicht mehr existente Personengesellschaft verweisen. Eine wirksa-
me Bekanntgabe ist nach Gerichtsmeinung in diesem Fall gleichwohl gegeben, wenn sich aus dem 
Bescheid die weiteren Angaben zu den Gesellschaftern entnehmen lassen, denn nach der höch-
strichterlichen Rechtsprechung richtet sich ein Gewinnfeststellungsbescheid seinem Inhalt nach 
stets gegen die Gesellschafter (Mitunternehmer).
Für die Wirksamkeit eines solchen Bescheids kommt es nur darauf an, dass sich aus seinem gesam-
ten Inhalt ergibt, für welche Personen der Gewinn festgestellt wird und wie hoch der Gewinnanteil 
der einzelnen Gesellschafter ist. Die Angabe der Gesellschaft ist lediglich als Sammelbezeichnung 
für die Gesellschafter zu sehen und führt nicht etwa zur Bezeichnung eines falschen Steuerschuld-
ners. Entscheidend ist nur, dass aus dem Gesamtinhalt des Bescheids klar und eindeutig erkennbar 
ist, für welche Personen und in welcher Höhe die Besteuerungsgrundlagen festgestellt werden.

Hinweis: Anders ist der Fall allerdings bei Gewerbesteuermessbescheiden gelagert: Diese sind 
unwirksam, wenn sie an nicht mehr existente Personengesellschaften gerichtet sind, da Steuer-
schuldner und Inhaltsadressat bei der Gewerbesteuer stets die Personengesellschaft selbst ist.
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Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut: Neuauflage der Liste amtlicher Beschaffungsstellen

Im Januar hat das Bundesfinanzministerium (BMF) eine aktualisierte Liste der amtlichen Beschaf-
fungsstellen veröffentlicht, die aufgrund des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut zur Ertei-
lung von Aufträgen hinsichtlich abgabenbegünstigter Leistungen berechtigt sind. Die neue Liste mit 
Stand vom 01.01.2025 ersetzt die Liste aus dem Dezember 2023.
Das Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut gewährt den Streitkräften von NATO-Mitglied-
staaten in Deutschland steuerliche Vergünstigungen, darunter Steuerbefreiungen für bestimmte 
Beschaffungen und Dienstleistungen. Die Berechtigung zur Nutzung dieser Vergünstigungen 
erstreckt sich auf eine Vielzahl von Organisationen, die von den verschiedenen Streitkräften betrie-
ben werden.

Hinweis: Die in dieser Liste aufgeführten amtlichen Beschaffungsstellen und Organisationen 
können unter den festgelegten Bedingungen steuerbefreite Lieferungen und Leistungen empfan-
gen, soweit dies zur Erfüllung ihrer eigenen Aufgaben erforderlich ist. Sie sind jedoch nicht berech-
tigt, im Auftrag anderer Stellen oder Personen zu handeln.

Die aktualisierte Liste stellt sicher, dass alle relevanten Organisationen ihre steuerlichen Vergünsti-
gungen korrekt in Anspruch nehmen können, und sorgt dmit für Klarheit über die rechtlichen Rah-
menbedingungen für die Beschaffungsstellen im Zusammenhang mit dem NATO-Truppenstatut. Für 
weitere Details und zur Einsichtnahme in die vollständige Liste können die entsprechenden Informa-
tionen auf der Homepage des BMF abgerufen werden. Die Veröffentlichung des BMF-Schreibens 
erfolgt im Bundessteuerblatt Teil I.
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Verpachtungs-Betriebe gewerblicher Art: Übergangsregelung erneut verlängert

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat die Übergangsregelung zur Besteuerung von Betrieben 
gewerblicher Art (BgA) und Eigengesellschaften von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
(jPöR) erneut verlängert. Gemäß Schreiben vom 14.01.2025 ist die Anwendung der bisherigen 
Grundsätze nun noch bis zum 31.12.2026 möglich.
Bereits im Dezember 2021 hatte das BMF infolge der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zum 
Verpachtungs-BgA neue steuerliche Vorgaben für BgA und Eigengesellschaften der öffentlichen 
Hand veröffentlicht. Bis zum 31.12.2024 blieb es jedoch beanstandungsfrei, wenn weiterhin die 
früheren Regelungen angewendet wurden. Diese Übergangsregelung wurde nun bis Ende 2026 
verlängert, um jPöR, die bislang von der alten Regelung Gebrauch gemacht haben, weiterhin 
Planungssicherheit zu geben.
Die Verlängerung greift aber nur, sofern § 2b Umsatzsteuergesetz für die jPöR noch keine Anwen-
dung findet und für den betreffenden Verpachtungs-BgA schon bis zum 31.12.2024 von der bishe-
rigen Übergangsregelung des BMF-Schreibens vom 15.12.2021 Gebrauch gemacht wurde.

Hinweis: Das neue Schreiben ist auf der Homepage des BMF verfügbar.
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Präzisierung von Grundsätzen: Mehr Rechtssicherheit im Tankkartengeschäft

Die umsatzsteuerliche Behandlung von Kraftstofflieferungen im Rahmen eines Tankkartensystems 
ist ein komplexes Thema, das durch mehrere relevante Urteile und Verwaltungsrichtlinien geprägt 
wurde. So entschied der Europäische Gerichtshof (EuGH) im Jahr 2003, dass Kraftstoff, mit dem ein 
Leasingnehmer ein Leasingfahrzeug unter Verwendung einer Tankkarte im Namen und für Rechnung 
des Leasinggebers betankte, direkt von der Mineralölgesellschaft an den Leasingnehmer geliefert 
wurde und somit kein Reihengeschäft vorlag.
2019 übertrug der EuGH diese Entscheidung auf das Tankkartengeschäft und entschied, dass die 
Bereitstellung von Tankkarten durch eine Muttergesellschaft an Tochtergesellschaften als steuer-
freie Finanzdienstleistung zu behandeln ist, da die Muttergesellschaft nicht direkt über den Kraft-
stoff verfügen kann.
Auf Grundlage des EuGH-Urteils von 2003 veröffentlichte das Bundesfinanzministerium (BMF) am 
15.06.2004 ein Schreiben zur Abgrenzung von Reihengeschäften und Finanzdienstleistungen im 
Kfz-Leasingbereich, das nun auch auf die umsatzsteuerliche Behandlung von Kraftstofflieferungen 
im Rahmen eines Tankkartensystems angewendet wird. Laut dem neuen BMF-Schreiben vom 
21.01.2025 gelten für die umsatzsteuerliche Behandlung von Kraftstofflieferungen im Rahmen 
eines Tankkartensystems die gleichen Grundsätze wie für die umsatzsteuerliche Behandlung von 
Kraftstofflieferungen im Kfz-Leasingbereich.
Kraftstofflieferungen sind dann ein Reihengeschäft, wenn keine gesonderte Vereinbarung über die 
Kraftstoffverwaltung getroffen wird, der Leasingnehmer im Namen und für Rechnung des Leasing-
gebers tankt, die Entgelte vereinbart sind und jeder Lieferant auf seiner Lieferstufe das Zahlungsaus-
fallrisiko trägt. Fehlt einer dieser Punkte, so handelt es sich um eine Direktlieferung verbunden mit 
einem Finanzierungsgeschäft, sofern der Leasingnehmer den Kraftstoff im eigenen Namen kauft 
und sich die verauslagten Beträge später vom Leasinggeber erstatten lässt.

Hinweis: Die Übertragung der BMF-Grundsätze auf Tankkartengeschäfte sorgt für eine klare rechtli-
che Regelung zur umsatzsteuerlichen Beurteilung und bietet den Unternehmen mehr Rechtssicher-
heit.
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Entsorgungsbranche: Wann liegt ein tauschähnlicher Umsatz vor?

Mit Schreiben vom 15.01.2025 hat das Bundesfinanzministerium (BMF) zentrale Klarstellungen zur 
umsatzsteuerlichen Behandlung tauschähnlicher Umsätze in der Entsorgungsbranche, insbesondere 
in Hinblick auf die Entsorgung gefährlicher Abfälle, veröffentlicht. Dabei übernimmt es die Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) aus dem Jahr 2024 und hat den Umsatzsteuer-Anwen-
dungserlass (UStAE) entsprechend angepasst.
Ein tauschähnlicher Umsatz wird dann angenommen, wenn zwischen einem Unternehmer und dem 
Empfänger der Leistung ein Rechtsverhältnis besteht, bei dem das Entgelt direkt im Austausch 
gegen die erbrachte Leistung erfolgt. Das Entgelt gilt hierbei als Gegenwert für eine Lieferung oder 
eine sonstige Leistung des Leistungsempfängers. In der Entsorgungsbranche bezieht sich dieser 
Sachverhalt auf die Entsorgung von gefährlichem Abfall, wobei das Entgelt in der Regel durch die 
Entsorgungsleistung selbst generiert wird.
Der BFH stellte in seinem Urteil klar, dass es sich nur dann um eine Entsorgungsleistung handelt, 
wenn ein Unternehmer gefährlichen Abfall zum ausschließlichen Zweck der gesetzlich angeordne-
ten Entsorgung nach einem in Anlage 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes genannten Verwertungs-
verfahren zur Rückgewinnung oder Regenerierung von Abfällen übernimmt. Ein tauschähnlicher 
Umsatz ist nur dann anzunehmen, wenn der Abfallbesitzer eine Leistung oder Lieferung an das 
Entsorgungsunternehmen erbringt. Somit liegt kein tauschähnlicher Umsatz vor, wenn der Abfall 
lediglich zur Entsorgung überlassen wird, ohne dass eine Lieferung im umsatzsteuerlichen Sinne 
erfolgt.
Besonders hervorgehoben wird, dass die Überlassung von verunreinigten Chemikalien keine Liefe-
rung darstellt, die zu einem tauschähnlichen Umsatz führen würde.
Der UStAE wurde geändert, um klarzustellen, dass kein tauschähnlicher Umsatz vorliegt, wenn ein 
Unternehmer gefährlichen Abfall ausschließlich zum Zweck der gesetzlich angeordneten Verwer-
tung übernimmt, ohne dass der Abfallbesitzer eine Lieferung erbringt.

Hinweis: Die im BMF-Schreiben dargelegten Grundsätze sind in allen offenen Fällen anzuwenden.
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Aktualisierung der Firmenliste: Steuerfreie Umsätze für die Luftfahrt

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat mit Schreiben vom 02.01.2025 eine aktualisierte Liste der 
im Inland ansässigen Luftfahrtunternehmen veröffentlicht, die im entgeltlichen Luftverkehr überwie-
gend international tätig sind. Diese Liste ersetzt die zuvor gültige Version aus dem Schreiben vom 
02.01.2024.
Die aktualisierte Liste enthält mehrere neuaufgenommene Unternehmen, die nun ebenfalls die 
steuerlichen Privilegien für internationalen Luftverkehr in Anspruch nehmen können. Diese neuauf-
genommenen Firmen haben ihren Sitz in verschiedenen deutschen Kommunen, darunter Eberswal-
de, Hamburg, München, Neustadt an der Aisch, Offingen, Schkeuditz, Schönefeld und Sylt. Ein 
Unternehmen aus Norderstedt wurde aus der Liste gestrichen.
Darüber hinaus wurden einige Änderungen berücksichtigt. So gab es eine Korrektur der Schreibwei-
se eines Unternehmens mit Sitz in Hohenlockstedt, die Adressänderung eines Unternehmens aus 
vormals Filderstadt (nun: Wildau) sowie eine Änderung von Firmenbezeichnung und Adresse eines 
Unternehmens aus Köln. Die neue Liste ist auf der Website des BMF einsehbar und wird im Bundes-
steuerblatt Teil I veröffentlicht.

Hinweis: Mit der Aktualisierung stellt das BMF sicher, dass die steuerlichen Vorteile den aktuellen 
Gegebenheiten entsprechend gewährt werden. Luftfahrtunternehmen können sich auf diese Liste 
berufen, um ihre Berechtigung zur Inanspruchnahme der Steuerbefreiung nachzuweisen.
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Vorsteuerabzug: Konkurrenz der Umsatzsteuerbefreiungen

Das Umsatzsteuergesetz (UStG) schließt den Vorsteuerabzug bei bestimmten Steuerbefreiungen 
aus. Doch was passiert, wenn gleichzeitig zwei Befreiungsvorschriften greifen, und zwar eine mit 
und eine ohne Ausschluss des Vorsteuerabzugs? Mit dieser Frage beschäftigte sich kürzlich das 
Finanzgericht Niedersachsen (FG). Der Fall betraf die Konkurrenz zwischen der Steuerbefreiung für 
Blindenwerkstätten nach § 4 Nr. 19 Buchst. b UStG und der Steuerbefreiung für innergemeinschaft-
liche Lieferungen nach § 4 Nr. 1 Buchst. b UStG. Das FG hat hierzu eine wegweisende Entscheidung 
getroffen.
Der Kläger, Betreiber einer Blindenwerkstätte in Deutschland, führte innergemeinschaftliche Liefe-
rungen von Blindenwaren nach Österreich aus und machte den Vorsteuerabzug für die damit 
verbundenen Eingangsumsätze geltend. Das Finanzamt verweigerte ihm diesen jedoch, da die Steu-
erbefreiung für Blindenwerkstätten grundsätzlich keinen Vorsteuerabzug zulasse. Es vertrat die 
Ansicht, Steuerbefreiungen ohne Vorsteuerabzug (wie die nach § 4 Nr. 19 UStG) gingen den Steuer-
befreiungen mit Vorsteuerabzug (wie die der innergemeinschaftlichen Lieferung nach § 4 Nr. 1 
Buchst. b UStG) vor, und schloss daher den Vorsteuerabzug für die Eingangsumsätze des Klägers 
aus.
Das FG entschied jedoch zugunsten des Klägers und stellte fest, dass bei gleichzeitiger Anwendbar-
keit beider Befreiungsvorschriften die Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche Lieferungen 
Vorrang habe, um eine Mehrfachbelastung mit Umsatzsteuer zu vermeiden.
Das Gericht berücksichtigte dabei, dass es sich bei der Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 19 UStG um 
eine nichtharmonisierte, innerstaatliche Regelung handelt. Eine unionsrechtliche Übergangsvor-
schrift erlaubt es Deutschland jedoch, die in § 4 Nr. 19 UStG genannten Umsätze von Blindenwerk-
stätten weiterhin von der Umsatzsteuer zu befreien. Zwar können Unternehmer, die unter § 4 Nr. 
19 UStG fallende Leistungen im Inland erbringen, grundsätzlich auf die Steuerfreiheit verzichten, 
wenn der Umsatz an einen anderen Unternehmer für dessen Unternehmen ausgeführt wird.
Im Urteilsfall, in dem zusätzlich die Voraussetzungen einer innergemeinschaftlichen Lieferung vorlie-
gen, ist ein solcher Verzicht aber nicht möglich. Der Kläger hat die innergemeinschaftlichen Lieferun-
gen zu Recht als umsatzsteuerfrei in seinen Rechnungen ausgewiesen. Daher ist ein Verzicht auf die 
Steuerbefreiung (§ 9 Abs. 1 UStG) in diesem grenzüberschreitenden Fall gegenstandslos.

Hinweis: Das Finanzamt hat gegen dieses Urteil Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt.
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Rechtsberatungsleistungen bei Schadenersatzforderungen: Gericht bestätigt Vorsteuerabzug 
trotz gescheiterten Projekts

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) hat geurteilt, dass ein Vorsteuerabzug auch dann mög-
lich ist, wenn Vorbereitungshandlungen für eine unternehmerische Tätigkeit erfolglos bleiben und 
keine Umsätze erzielt werden. Hierzu verweist es auf die dieser Auffassung zugrunde liegende 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs.
Im Besprechungsfall war die unternehmerische Tätigkeit auf ein bestimmtes Projekt, einen Betrei-
bervertrag, gerichtet. Der Unternehmer hatte bereits Subunternehmer mit der Realisierung dieses 
Projekts beauftragt. Doch bevor das Projekt umgesetzt werden konnte, kündigte der Auftraggeber 
den Vertrag. Infolgedessen musste der Unternehmer zivilrechtlich Schadenersatz geltend machen, 
um unter anderem Entschädigungszahlungen an die von ihm beauftragten Subunternehmer leisten 
zu können. Für die damit verbundene Inanspruchnahme von Rechtsberatungsleistungen entstanden 
ihm Kosten.
Das FG stellte klar, dass der Unternehmer für diese Rechtsberatungskosten den Vorsteuerabzug 
geltend machen kann. Es bestehe ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen den Rechtsbera-
tungskosten als Gemeinkosten und der ursprünglich geplanten, zum Vorsteuerabzug berechtigen-
den unternehmerischen Tätigkeit, nämlich dem Erhalt von Betreibergebühren ab der Realisierung 
des Projekts. Der Vorsteuerabzug ist daher zulässig.

Hinweis: Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt. Der Fall wird nun vor dem Bundesfinanzhof 
weiterverhandelt.
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Gewerbesteuerkürzung: Start des Erhebungszeitraums bei Erwerb eines Grundstücks

Wenn Ihr Unternehmen ausschließlich Grundstücke vermietet und verwaltet, können Sie eine Kür-
zung der Gewerbesteuer beantragen. Hierbei sind strenge Vorgaben zu beachten, da es für Sie als 
Steuerpflichtigen keinen Unterschied machen soll, ob Sie für die Vermietung von Grundstücken als 
Privatperson Vermietungseinkünfte oder als Unternehmer Gewerbeeinkünfte erzielen. Der 
entscheidende Unterschied zwischen beiden ist die Gewerbesteuer. Im Streitfall wurden die Grund-
stücke neu angeschafft, um sie zu vermieten. Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) musste 
darüber entscheiden, ob die Voraussetzungen für die Kürzung bereits im Anschaffungsjahr vorlagen.
Die Klägerin ist eine GmbH. Ende 2018 erwarb sie Grundstücke mit der Absicht, diese langfristig zu 
halten und zu vermieten. Zur Vorbereitung der Vermietung leitete sie gleich nach dem Erwerb 
umfangreiche Maßnahmen ein. Der Übergang von Nutzen und Lasten der Grundstücke auf die 
Klägerin erfolgte jedoch erst Mitte 2019. Kurz darauf veräußerte sie die Grundstücke. Zum 
31.12.2019 aktivierte sie die Grundstücke erstmals im Anlagevermögen ihrer Bilanz und beantragte 
für die Grundstücke die erweiterte Kürzung.
Die Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Für eine erweiterte Kürzung muss während des gesam-
ten Erhebungszeitraums eine begünstigte Tätigkeit ausgeübt werden. Zwar ist es nicht notwendig, 
dass die Grundstücksverwaltung während des gesamten Zeitraums bestanden hat. Jedoch muss die 
Haupttätigkeit in der Verwaltung und Nutzung von eigenem Grundbesitz durchgängig bestehen.
Es lag keine ausschließliche Verwaltung und Nutzung eigenen Grundbesitzes vor, da die Klägerin 
zwar erstmals Grundbesitz gekauft und sofort nach dem Erwerb mit einer werbenden Tätigkeit (z.B. 
Verhandlung mit möglichen Mietern) begonnen hat, das wirtschaftliche Eigentum (Nutzen und 
Lasten) an den Grundstücken aber erst Monate nach Beginn des Erhebungszeitraums auf sie über-
ging.

Hinweis: Im Streitfall lag auch keine unschädliche grundbesitzlose Zeit vor, weil es nicht zu einer 
bloßen Umschichtung im Grundbesitzbestand kam, sondern die Klägerin ihre Grundbesitzverwal-
tung erstmals aufnahm.
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Anteilsvereinigung: Wann Sie von der Grunderwerbsteuer befreit sein können

Beim Erwerb eines Grundstücks wird Grunderwerbsteuer festgesetzt, sofern keine Gründe für eine 
Befreiung vorliegen. Wenn Sie zum Beispiel aus einem Unternehmen, an dem Sie beteiligt sind, ein 
Grundstück in Ihr Alleineigentum übernehmen, ist das Grundstück insoweit von der Grunderwerb-
steuer befreit, wie Sie an dem Unternehmen beteiligt sind. Man geht quasi davon aus, dass Sie das 
Grundstück in Höhe Ihres Unternehmensanteils bereits besaßen. Im Streitfall musste das Finanzge-
richt Baden-Württemberg (FG) entscheiden, inwieweit eine Befreiung von der Grunderwerbsteuer 
erfolgen muss.
Der Kläger war zusammen mit seinen Söhnen A und B Gesellschafter der C-KG. Anfangs war er zu 
50 % und seine Söhne zu jeweils 25 % an der C-KG beteiligt. Mit einem Teilerbauseinanderset-
zungsvertrag und einem Nachlassauseinandersetzungsvertrag wurde das Betriebsvermögen des E 
(inklusive drei Eigentumswohnungen) auf die C-KG übertragen. Das Festkapital der C-KG wurde 
daraufhin erhöht. Hierdurch erhöhte sich für den Kläger die Beteiligungsquote auf 52,5 %, die der 
Söhne wurde jeweils auf 23,75 % festgeschrieben.
Der Kläger brachte das Grundstück, das die C-KG für ihren Geschäftsbetrieb nutzte, gegen Gewäh-
rung von Gesellschaftsanteilen in die C-KG ein. Anschließend wurde eine Erhöhung des Festkapitals 
beschlossen, so dass der Kläger am Ende zu 97 % und seine Söhne zu jeweils nur noch 1,5 % betei-
ligt waren. Das Finanzamt setzte daraufhin Grunderwerbsteuer fest und berücksichtigte 50 % des 
Werts als grunderwerbsteuerfrei.
Die Klage vor dem FG war teilweise begründet. Dem Kläger ist eine persönliche Steuerbefreiung zu 
gewähren, da ein grunderwerbsteuerbarer Vorgang vorliegt. Mit dem Anteilserwerb wird grunder-
werbsteuerrechtlich derjenige, in dessen Hand sich die Anteile vereinigen, so behandelt, als habe er 
die Grundstücke von der Gesellschaft erworben, deren Anteile sich wiederum in seiner Hand verei-
nigen. Der Erwerb ist daher zu 97,5 % steuerfrei. Im Streitfall ist zusätzlich noch eine Steuerbefrei-
ung in Höhe von 47,5 % zu berücksichtigen, da der Erwerb eines Grundstücks durch Personen, die 
mit dem Veräußerer in gerader Linie verwandt sind, von der Besteuerung ausgenommen ist.
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CESOP-Handbuch: Übermittlungspflichten für Zahlungsdienstleister

Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) hat das Kommunikationshandbuch CESOP überarbeitet 
und auf seiner Homepage veröffentlicht. Bereits seit dem 01.01.2024 sind Zahlungsdienstleister 
verpflichtet, bestimmte grenzüberschreitende Zahlungen zu dokumentieren und diese vierteljähr-
lich an das BZSt zu übermitteln. Die rechtliche Grundlage für diese Verpflichtung war im Rahmen 
des Jahressteuergesetzes 2022 im Bereich der Umsatzsteuer geschaffen worden.
Die Pflicht zur Aufzeichnung und Meldung von grenzüberschreitenden Zahlungen der Zahlungs-
dienstleister basiert auf einem Legislativpaket, das vom Europäischen Rat am 18.02.2020 verab-
schiedet wurde. Zahlungsdienstleister werden dazu angehalten, Informationen über grenzüber-
schreitende Zahlungen aus den EU-Mitgliedstaaten und über den Begünstigten dieser Zahlungen 
(Zahlungsempfänger) zu übermitteln.
Im Rahmen des Legislativpakets müssen Zahlungsdienstleister, die Zahlungsdienste innerhalb der 
EU anbieten, die Zahlungsempfänger bei grenzüberschreitenden Zahlungen überwachen und den 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten Informationen über diejenigen übermitteln, die mehr als 
25 grenzüberschreitende Zahlungen pro Quartal erhalten.
Die übermittelten Informationen werden anschließend in einer zentralen europäischen Datenbank, 
dem Central Electronic System of Payment Information (CESOP), gesammelt, dort gespeichert, agg-
regiert und mit anderen europäischen Datenbanken abgeglichen. Alle im CESOP gespeicherten 
Daten stehen dann den Betrugsbekämpfungsexperten der Mitgliedstaaten über das Netzwerk 
Eurofisc für weitergehende Analysen zur Verfügung.

Hinweis: Das aktualisierte Kommunikationshandbuch CESOP (Version 1.5) ist auf der Homepage 
des BZSt abrufbar.
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